
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 101/13 B 
 
L 4 KR 129/09 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 4 KR 266/04 (SG Bremen) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
1. ……………………………………….., 
  
 
 Prozessbevollmächtigter: Arbeitgeberverband Bremerhaven, 
 Hohenstaufenstraße 33,  

27570 Bremerhaven, 
 
2. ……………………………………….., 
  
 
 Prozessbevollmächtigter: BKK Landesverband Mitte, 
 Siebstraße 4, 30171 Hannover, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerinnen. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. März 2014 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Begründung seiner eingelegten Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 

10. September 2013 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen, 

wird abgelehnt. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 10. September 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der bei der beklagten Krankenkasse versicherte Kläger ist mit seinem Begehren auf Zahlung 

höheren Krankengeldes (Krg) für die Zeit vom 7.3.2003 bis 4.7.2004 bei der Beklagten zu 2. und 

in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung ua ausgeführt, die 

Beklagte zu 2. habe zutreffend das im Bezugszeitraum dem Kläger zugeflossene Arbeitsentgelt 

berücksichtigt. Es fehle hinsichtlich der geleisteten Überstunden schon am objektiven Tatbe-

stand des Vorenthaltens von Arbeitsentgelt. Es bestünden keine hinreichenden Hinweise darauf, 

dass der Kläger Überstunden nicht durch Freizeitausgleich abgebaut habe. Das LSG sei nicht 

zu Ermittlungen "ins Blaue hinein" gehalten (Urteil vom 10.9.2013). 

 

Der Kläger begehrt, ihm für die Begründung seiner bereits eingelegten Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im LSG-Urteil Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines 

Rechtsanwalts zu bewilligen.  

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von PKH und Beiordnung eines Rechtsanwaltes ist ab-

zulehnen (dazu 1.), seine Beschwerde ist zu verwerfen (dazu 2.).  

 

1. Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 114, 121 ZPO kann einem bedürftigen Beteiligten für das 

Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beigeordnet 

werden, wenn - ua - die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. 

Daran fehlt es.  

 

Der Kläger kann aller Voraussicht nach mit seinem Begehren auf Zulassung der Revision nicht 

durchdringen, weil es keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Nach Durchsicht der Akten 

fehlen Anhaltspunkte dafür, dass der Kläger einen der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschlie-

ßend aufgeführten Zulassungsgründe darlegen könnte.  
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Die Sache bietet keine Hinweise für eine über den Einzelfall des Klägers hinausgehende grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Das LSG hat unter Hinweis auf 

höchstrichterliche Rechtsprechung entschieden, dass die Beklagte die Höhe des Krg auf der 

Grundlage des im maßgeblichen Referenzzeitraums erzielten Arbeitsentgelts zutreffend berech-

net hat. Der Arbeitgeber habe dem Kläger mit Blick auf geleistete Überstunden kein Arbeitsent-

gelt vorenthalten. Eine klärungsbedürftige Rechtsfrage ist nicht ersichtlich. Das Bedürfnis für die 

Klärung einer Rechtsfrage in einem Revisionsverfahren fehlt, wenn ihre Beantwortung nach der 

dazu ergangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung keinem vernünftigen Zweifel unterliegt, 

die Frage also "geklärt ist" (vgl zB BSG Beschluss vom 21.10.2010 - B 1 KR 96/10 B - RdNr 7 

mwN). Eine Rechtsfrage, über die bereits höchstrichterlich entschieden worden ist, kann den-

noch klärungsbedürftig sein, wenn der Rechtsprechung in nicht geringfügigem Umfang wider-

sprochen wird und gegen sie nicht von vornherein abwegige Einwendungen vorgebracht werden 

(vgl zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 S 19 mwN). Daran fehlt es. 

 

Es ist auch nichts dafür ersichtlich, dass das LSG entscheidungstragend von Rechtsprechung 

des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abgewichen sein könnte (Zulassungsgrund gemäß 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder dass der Kläger einen Verfahrensfehler des LSG dartun könnte, 

auf dem die Entscheidung des LSG beruhen kann (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG). Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist eine Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung von § 109 und § 128 Abs 1 S 1 SGG 

(Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Amtsermittlungsgrundsatz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, 

dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Hierzu 

gehört nach ständiger Rechtsprechung des BSG die Darlegung, dass ein anwaltlich vertretener 

Beteiligter - wie hier der Kläger - einen Beweisantrag bis zum Schluss der mündlichen Ver-

handlung gestellt und noch zumindest hilfsweise aufrechterhalten hat (vgl dazu BSG Beschluss 

vom 14.6.2005 - B 1 KR 38/04 B - Juris RdNr 5; BSG Beschluss vom 25.4.2006 - B 1 KR 

97/05 B - Juris RdNr 6; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Hierfür liegt nichts vor. 

 

2. Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 3 SGG zu verwerfen. Nach § 160a Abs 2 S 1 SGG ist die Nichtzulassungsbe-

schwerde innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils - hier: 18.9.2013 - zu begrün-

den. Der Kläger hat die Beschwerde jedoch nicht innerhalb der bis 18.12.2013 verlängerten, 

inzwischen abgelaufenen Frist begründet. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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